— 327 — 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 33. —— 


(Nr. 9089.) Geſetz, betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen über Er- 
hebung der auf das Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben. Vom 
27. Juli 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen für den Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen 
Lande, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


A. Gemeindebeſteuerung des Einkommens der juriſtiſchen Perſonen x. 
und Forenſen. 


8 1. 

Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, 
eingetragene Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mit- 
glieder hinausgeht, und juriſtiſche Perſonen, insbeſondere auch Gemeinden und 
weitere Kommunalverbände, unterliegen in Gemeinden, in welchen fie Grundbeſitz, 
gewerbliche Anlagen, Eiſenbahnen oder Bergwerke haben, Pachtungen, ſtehende 
Gewerbe, Eiſenbahnen oder Bergbau betreiben, hinſichtlich des ihnen aus dieſen 
Quellen in der Gemeinde zufließenden Einkommens den auf das Einkommen 
gelegten Gemeindeabgaben. Als Beſitzer von Eiſenbahnen gelten diejenigen 
Eiſenbahnaktiengeſellſchaften nicht, die ihr Unternehmen dem Staate gegen eine 
unmittelbar an die Aktionäre zu zahlende Rente übertragen haben. 

Bis zur anderweiten Regelung der Heranziehung des Staatsfiskus zu den 
auf das Einkommen gelegten Gemeindeabgaben in Verbindung mit der Ueber⸗ 
weiſung von Grund- und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände unterliegt der 
Staatsfiskus dieſen Abgaben bezüglich des Einkommens aus den von ihm be 
triebenen Gewerbe-, Eiſenbahn- und Bergbauunternehmungen, ſowie aus den 
Domänen und Forſten. 

Der in Abſatz 1 gedachten Abgabepflicht unterliegen auch phyſiſche Perſonen, 
welche in Gemeinden, ohne daſelbſt einen Wohnſitz zu haben, oder ſich länger als 
drei Monate aufzuhalten, Grundbeſitz, gewerbliche Anlagen, Eiſenbahnen oder 

Gef. Samml. 1885. (Nr. 9089.) 58 


Ausgegeben zu Berlin den 21. September 1885. 


— 328 — 


Bergwerke haben, Pachtungen, ſtehende Gewerbe, Eiſenbahnen oder außerhalb 
einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen). : 
$. 2. 

Ein die Abgabepflicht nach $. 1 begründender Pacht-, Gewerbe- oder Berg⸗ 
baubetrieb iſt nur in den Gemeinden anzunehmen, in welchen ſich der Sitz, eine 
Zweigniederlaſſung, eine Betriebs-, Werk- oder Verkaufsſtätte oder eine ſolche 
Agentur des Unternehmens befindet, welche ermächtigt iſt, Rechtsgeſchäfte im 
Namen und für Rechnung des Inhabers beziehungsweiſe der Geſellſchaft ſelbſt— 
ſtändig abzuſchließen. Der Eiſenbahnbetrieb unterliegt der Abgabepflicht in den 
Gemeinden, in welchen ſich der Sitz der Verwaltung (beziehungsweiſe einer Staats— 
bahnverwaltungsbehörde), eine Station oder eine für ſich beſtehende Betriebs- oder 
Werkſtätte oder eine ſonſtige gewerbliche Anlage befindet. 

Die zu dem abgabepflichtigen Betriebe gehörenden Grundſtücke und Anlagen, 
welche in einer nach dem vorigen Abſatze zur Erhebung einer Abgabe nicht be 
rechtigten Gemeinde liegen, find letzterer gegenüber bezüglich des aus ihnen fließenden 
Einkommens einer Abgabepflicht nicht unterworfen. 

Wird der Betrieb nicht auf Rechnung des Eigenthümers der zum Betriebe 
gehörenden Grundſtücke und Anlagen geführt, ſo unterliegt das Pacht- oder 
ſonſtige Einkommen des Eigenthümers aus dieſem Beſitze der Abgabepflicht in 
denſelben Gemeinden, in welchen das Einkommen aus dem Betriebe abgabe⸗ 
pflichtig iſt. 

Jeder abgabepflichtige Grundſtückskomplex des Staatsfiskus, ſowie jede 
abgabepflichtige Unternehmung deſſelben gilt in Beziehung auf die Abgabepflicht 
als ſelbſtſtändige abgabepflichtige Perſon. Was als ſelbſtſtändige gewerbliche oder 
Bergbauunternehmung des Staatsfiskus zu betrachten iſt, ſetzt die zuſtändige obere 
Verwaltungsbehörde feſt. 

8.73. 


Bei Ermittelung des jährlichen Reineinkommens iſt, ſofern ſich nicht aus 
den $$. 4 bis 6 ein Anderes ergiebt, nach den für die Einſchätzung zur Staats⸗ 
einkommenſteuer geltenden Grundſätzen zu verfahren. 

Bezüglich des Reineinkommens aus Bergbauunternehmungen gilt dies mit 
der Maßgabe, daß die der jährlichen Verringerung der Subſtanz entſprechenden 
Abſchreibungen zu den Ausgaben gerechnet werden. 

Inſoweit eine Einſchaͤtzung zur Staatseinkommen— beziehungsweiſe Klaſſen⸗ 
ſteuer ſtattzufinden hat, iſt das Ergebniß derſelben für die Gemeindebeſteuerung 
maßgebend. 

§. 4. 


Als Reineinkommen der Privateiſenbahnunternehmungen gilt der nach Vor— 
ſchrift der Geſetze vom 30. Mai 1853 (Geſetz-Samml. S. 449) und 16. März 
1867 (Geſetz-Samml. S. 465) behufs Erhebung der Eiſenbahnabgabe für jede 
derſelben ermittelte (beziehungsweiſe zu ermittelnde) Ueberſchuß abzüglich der 
Eiſenbahnabgabe, mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung nach dem Geſetze 
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vom 16. März 1867 die zur Verzinſung und planmäßigen Tilgung der etwa 
gemachten Anleihen erforderlichen Beträge als Ausgabe mit in Anrechnung ge— 
bracht werden dürfen. Die ſich danach ergebenden abgabepflichtigen Beträge ſind 
von den Staatsaufſichtsbehörden alljährlich durch Reſolut endgültig feſtzuſtellen 
und öffentlich bekannt zu machen. 

505.4 

Die geſammten Staats- und für Rechnung des Staats verwalteten Eiſen— 
bahnen ſind als eine abgabepflichtige Unternehmung anzuſehen. 

Als Reineinkommen gilt der rechnungsmäßige Ueberſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben mit der Maßgabe, daß unter die Ausgaben eine 3 ½ prozentige 
Verzinſung des Anlage- beziehungsweiſe Erwerbskapitals nach der amtlichen 
Statiſtik der im Betriebe befindlichen Eiſenbahnen zu übernehmen iſt. Der ſich 
danach ergebende abgabepflichtige Geſammtbetrag iſt durch Reſolut des Reſſort— 
miniſters alljährlich endgültig feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu machen. 


$. 6. 

Das Reineinkommen aus fiskaliſchen Domänen und Forſten iſt für die 
einzelnen Liegenſchaften aus dem Grundſteuerreinertrage nach dem Verhältniß zu 
berechnen, in welchem der in der betreffenden Provinz aus den Domänen- und 
Forſtgrundſtücken erzielte etatsmäßige Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben 
unter Berücksichtigung der auf denſelben ruhenden Verbindlichkeiten und Ver⸗ 
waltungskoſten zum Grundſteuerreinertrage ſteht. 

Das Verhältniß iſt durch Reſolut des Reſſortminiſters alljährlich endgültig 
feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu machen. 


B. Vermeidung von Doppelbeſteuerungen. 


8 
Die Vertheilung des der Einkommensbeſteuerung nach H. 1 unterliegenden 
Einkommens aus dem Beſitze oder Betriebe einer ſich über mehrere Gemeinden 
erſtreckenden Gewerbe, Bergbau- oder Eiſenbahnunternehmung erfolgt, inſofern 
nicht zwiſchen den betheiligten Gemeinden und dem Abgabepflichtigen ein ander⸗ 
weiter Vertheilungsmaßſtab vereinbart iſt, in der Weiſe, daß 

a) bei Verſicherungs⸗, Bank- und Kreditgeſchäften derjenigen Gemeinde, 
in welcher die Leitung des Geſammtbetriebes ftattfindet, der zehnte Theil 
jenes Einkommens vorab überwieſen, dagegen der Ueberreſt nach 
Verhältniß der in den einzelnen Gemeinden erzielten Bruttoeinnahme 
vertheilt, 

b) in den übrigen Fällen das Verhältniß der in den einzelnen Gemeinden 
erwachſenen Ausgaben an Gehältern und Löhnen einſchließlich der 
Tantiemen des Verwaltungs- und Betriebsperſonals zu Grunde gelegt 
wird. Bei Eiſenbahnen kommen jedoch die Gehälter, Tantiemen und 
Löhne desjenigen Perſonals, welches in der allgemeinen Verwaltung 

(Nr. 9089.) 


— 330 — 


beſchäftigt iſt, nur mit der Hälfte, des in der Werkſtättenverwaltung 
und im Fahrdienſt beſchäftigten Perſonals nur mit zwei Drittheil ihrer 
Beträge zum Anſatz. Erſtreckt ſich eine Betriebsſtätte, Station ꝛc., 
innerhalb deren Ausgaben an Gehältern und Löhnen erwachſen, über 
den Bezirk mehrerer Gemeinden, ſo beſchließen über die Vertheilung 
nach Lage der örtlichen Verhältniſſe unter Berückſichtigung des Flächen- 
verhältniſſes und der den betheiligten Gemeinden durch das Vorhandenſein 
der Betriebsſtätte, Station u. ſ. w. erwachſenden Kommunallaſten die 
Verwaltungsbeſchlußbehörden, in den Provinzen Poſen, Schleswig— 
Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, Weſtfalen und in der Rheinprovinz an Stelle 
des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe Bezirksausſchuſſes bis zum Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (GeſetzSamml. S. 195) die Kommunalaufſichtsbehörden. 

In den Fällen, in welchen die Stadt Berlin betheiligt iſt, oder eine, 
beziehungsweiſe mehrere, aber nicht alle Gemeinden dem Geltungsbereiche 
des bezeichneten Geſetzes angehören, beſtimmt der Miniſter des Innern 
die Behörde, die zu beſchließen hat. 

Gegen die Beſchlüſſe der vorbezeichneten Behörden ſteht den Be— 
theiligten nach Maßgabe der einſchläglichen Geſetze die Beſchwerde zu. 

c) Bei den Staats- und für Rechnung des Staats verwalteten Eiſen⸗ 

bahnen ſoll vom 1. April 1886 ab auf fünf Jahre die Hälfte, und 
auf weitere fünf Jahre ein Drittheil des geſammten nach F. 5 abgabe- 
pflichtigen Reineinkommens dieſer Bahnen denjenigen Gemeinden, welche 
vor dem 1. April 1880 abgabeberechtigt waren und dieſes Recht that⸗ 
ſächlich ausgeübt haben, zur Vertheilung nach Verhältniß der im Durch— 
ſchnitte der dem 1. April 1880 vorangegangenen drei Steuerjahre zu 
den Gemeindeabgaben herangezogenen Reinerträge vorab überwieſen 
werden; der Ueberreſt wird nach den vorſtehend unter b angegebenen 
Grundſätzen auf ſämmtliche nach dieſem Geſetz $$. 1 und 2 berechtigte 
Gemeinden vertheilt. 

Nach Ablauf der bezeichneten zehn Jahre erfolgt die Vertheilung 
nach den Grundſätzen unter b bei allen abgabeberechtigten Gemeinden. 

§. 8. 

Die Ermittelung der in dem §. 7 gedachten Ausgaben an Löhnen und 
Gehältern beziehungsweiſe der Bruttoeinnahmen der Verſicherungs-, Bank- und 
Kreditgeſchäfte erfolgt in dreijährigem Durchſchnitt nach Einſicht eines den abgabe— 
berechtigten Gemeinden von dem Unternehmer beziehungsweiſe Geſellſchaftsvorſtande 
jährlich mitzutheilenden Vertheilungsplans. Derſelbe iſt bezüglich der Staats- 
eiſenbahnen ($. 5) für jeden Direktionsbezirk beſonders aufzuſtellen. 


§. 9. 
Bei Einſchätzung der nach §. 1 Abſatz 3 abgabepflichtigen Perſonen zur 
Einkommensbeſteuerung in ihren Wohnſitzgemeinden iſt unbeſchadet der Beſtim— 
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mungen des $. 2 Abſatz 2 und derjenige Theil des Geſammteinkommens, welcher 
aus außerhalb des Gemeindebezirks belegenem Grundeigenthum oder außerhalb des 
Gemeindebezirks ſtattfindendem Pacht-, Gewerbe-, Eiſenbahn⸗ beziehungsweiſe 
Bergbaubetriebe fließt, außer Berechnung zu laſſen. 

Die Gemeinde, in welcher der Abgabepflichtige feinen Wohnſitz hat, iſt 
jedoch, wenn das in ihr ſteuerpflichtige Einkommen weniger als ein Viertheil des 
Geſammteinkommens beträgt, berechtigt, durch Gemeindebeſchluß ein volles Viertheil 
des Geſammteinkommens unter entſprechender Verkürzung des der Forenſalgemeinde 
zur Beſteuerung zufallenden Einkommenstheils für ſich zur Beſteuerung in Anſpruch 
zu nehmen. Hat der Abgabepflichtige einen mehrfachen Wohnſitz, ſo iſt dieſe 
Quote nach Maßgabe des F. 11 zu vertheilen. 


§. 10. 

Die Ausführung des $. 9 erfolgt in der Weiſe, daß das Geſammteinkommen 
des Abgabepflichtigen zu der Gemeindeabgabe eingeſchätzt, und der ſo ermittelte 
Steuerbetrag dem Verhältniß des außer Berechnung zu laſſenden Einkommens 
zu dem Geſammteinkommen entſprechend herabgeſetzt wird. 


§. 11. 

Perſonen, welche wegen eines mehrfachen Wohnſitzes oder eines den Zeit- 
raum von drei Monaten überſteigenden Aufenthaltes in mehreren Gemeinden zu 
Einkommenſteuern beizutragen verpflichtet ſind, dürfen in jeder dieſer Gemeinden 
nur von einem der Zahl derſelben entſprechenden Bruchtheil ihres Einkommens 
herangezogen werden, ſoweit daſſelbe nicht aus Grundeigenthum oder aus Pacht-, 
Gewerbe-, Eiſenbahn- oder Bergwerksbetriebe fließt. Doch werden diejenigen 
Wohnſitzgemeinden, in welchen der Abgabepflichtige beziehungsweiſe feine Familie 
ſich im Laufe des vorangegangenen Jahres überhaupt nicht oder kürzere Zeit als 
drei Monate aufgehalten haben, hierbei nicht mitgezählt. 

Wenn jedoch in den Gemeinden, in welchen der Abgabepflichtige ſeinen 
Wohnſitz hat, oder in welchen der Abgabepflichtige beziehungsweiſe ſeine Familie 
ſich im Laufe des vorangegangenen Jahres länger als drei Monate aufgehalten 
haben, das in ihnen ſteuerpflichtige Einkommen weniger als ein Viertheil des 
Geſammteinkommens beträgt, ſo findet die Vorſchrift im §. 9 entſprechende 
Anwendung. 


C. Steuerdomizil der Beamten. 


$. 12. 

Das nothwendige Domizil der Beamten findet bei der Kommunalbeſteuerung 
feine Anwendung. Der Schlußſatz des $. 8 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 
(Geſetz-Samml. S. 184), ſowie der auf dieſen Schlußſatz bezügliche Theil der 
Allerhöchſten Kabinetsorder vom 14. Mai 1832 (Geſetz-Samml. S. 145) und 
der $. 8 der Verordnung vom 23. September 1867 (Geſetz-Samml. S. 1648) 
treten außer Kraft. 
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D. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 13. 

Inſoweit juriſtiſche Perſonen, Geſellſchaften ꝛc. zur Entrichtung der in Kreiſen 

beziehungsweiſe Provinzen vom Einkommen erhobenen Abgaben verpflichtet ſind, 

oder phyſiſche Perſonen in verſchiedenen Kreiſen beziehungsweiſe Provinzen ſolchen 

Abgaben unterliegen, kommen bei Veranlagung derſelben die Grundſätze der 
$$. 2 bis 11 gleichmäßig zur Anwendung. 


$. 14. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1886 in Kraft. Alle demſelben 
entgegenſtehenden Beſtimmungen werden von dieſem Zeitpunkte ab aufgehoben. 

Insbeſondere treten auch außer Kraft die Beſtimmungen in F. 8 des Geſetzes 
vom 20. Dezember 1879 (Geſetz-Samml. S. 635), in $. 9 des Geſetzes vom 
14. Februar 1880 (Geſetz-Samml. S. 20), in $. 10 des Geſetzes vom 28. März 
1882 (Geſetz-Samml. S. 21), in F. 9 des Geſetzes vom 13. Mai 1882 (Geſetz— 
Samml. S. 269), in $. 10 des Geſetzes vom 24. Januar 1884 (Geſetz-Samml. 
S. 11), in $. 10 des Geſetzes vom 17. Mai 1884 (Geſetz-Samml. S. 129) 
und in $. 10 der Geſetze vom 23. Februar 1885 (Geſetz-Samml. S. 11 und 43), 
inſoweit ſie die Erhebung von Gemeindeabgaben betreffen. 


$. 15. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Bad Gaſtein, den 27. Juli 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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